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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 2 

Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz 

§ 2. (1)-(2)… § 2. (1)-(2)… 

(3) Zur Wertpapieraufsicht zählt die Wahrnehmung der behördlichen 
Aufgaben und Befugnisse, die im Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, 
BGBl. I Nr. 60/2007, im Börsegesetz 1989 - BörseG, BGBl. Nr. 555/1989, im 
Finanzkonglomerategesetz, BGBl. I Nr. 70/2004, im 
Ratingagenturenvollzugsgesetz – RAVG, BGBl. I Nr. 68/2010 und im 
Kapitalmarktgesetz, BGBl. Nr. 625/1991, geregelt und der FMA zugewiesen 
sind. 

(3) Zur Wertpapieraufsicht zählt die Wahrnehmung der behördlichen 
Aufgaben und Befugnisse, die im Wertpapieraufsichtsgesetz 2007 – WAG 2007, 
BGBl. I Nr. 60/2007, im Börsegesetz 1989 - BörseG, BGBl. Nr. 555/1989, im 
Finanzkonglomerategesetz, BGBl. I Nr. 70/2004, im 
Ratingagenturenvollzugsgesetz – RAVG, BGBl. I Nr. 68/2010, im Zentrale 
Gegenparteien-Vollzugsgesetz – ZGVG, BGBl. I Nr xxx/2012, und im 
Kapitalmarktgesetz, BGBl. Nr. 625/1991, geregelt und der FMA zugewiesen 
sind. 

(4)-(5)… (4)-(5)… 

§ 19. (1)-(3)… § 19. (1)-(3)… 

(4) Der Bund leistet pro Geschäftsjahr der FMA einen Beitrag von 3,5 
Millionen Euro. Dieser Beitrag sowie Erträge, die nicht auf Grund des Ersatzes 
von Aufsichtskosten oder diesbezüglichen Vorauszahlungen oder gemäß Abs. 10 
der FMA zufließen, sind von den Gesamtkosten der FMA abzuziehen. Der 
verbleibende Differenzbetrag ist in Anwendung der Verhältniszahlen gemäß 
Abs. 2 auf die Rechnungskreise 1 bis 4 aufzuteilen. Die sich hieraus je 
Rechnungskreis ergebenden Beträge stellen nach Abzug der auf Grund von 
Abs. 10 erhaltenen Bewilligungsgebühren jene Kosten dar, die von den der 
Aufsicht der FMA unterliegenden natürlichen und juristischen Personen gemäß 
den Bestimmungen des BWG, des VAG, des WAG 2007, des ZaDiG, des E-
Geldgesetzes 2010 und des PKG nach Vorschreibung durch die FMA zu ersetzen 
sind. 

(4) Der Bund leistet pro Geschäftsjahr der FMA einen Beitrag von 3,5 
Millionen Euro. Dieser Beitrag sowie Erträge, die nicht auf Grund des Ersatzes 
von Aufsichtskosten oder diesbezüglichen Vorauszahlungen oder gemäß Abs. 10 
der FMA zufließen, sind von den Gesamtkosten der FMA abzuziehen. Der 
verbleibende Differenzbetrag ist in Anwendung der Verhältniszahlen gemäß 
Abs. 2 auf die Rechnungskreise 1 bis 4 aufzuteilen. Die sich hieraus je 
Rechnungskreis ergebenden Beträge stellen nach Abzug der auf Grund von 
Abs. 10 erhaltenen Bewilligungsgebühren jene Kosten dar, die von den der 
Aufsicht der FMA unterliegenden natürlichen und juristischen Personen gemäß 
den Bestimmungen des BWG, des VAG, des WAG 2007, des ZaDiG, des E-
Geldgesetzes 2010, des ZGVG und des PKG nach Vorschreibung durch die FMA 
zu ersetzen sind. 

(5)-(10)… (5)-(10)… 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 3 

Änderung des Finalitätsgesetzes 

Sicherheiten 

§ 17. Die Rechte von Systembetreibern oder von Inhabern von Sicherheiten, 
die ihnen im Rahmen eines Systems oder eines interoperablen Systems geleistet 
wurden, sowie die Rechte der Zentralbanken der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens oder der Europäischen Zentralbank an Sicherheiten, die ihnen 
geleistet wurden, werden durch ein Insolvenzverfahren gegen 

 1. den Teilnehmer (des betreffenden Systems oder eines interoperablen 
Systems), 

 2. den Betreiber eines interoperablen Systems, der nicht Teilnehmer des 
Systems ist, 

 3. eine Vertragspartei der Zentralbanken der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens oder der Europäischen Zentralbank, oder 

 4. einen die Sicherheit leistenden Dritten 

nicht berührt. Sicherheiten dieser Art können zur Befriedigung der besicherten 
Forderungen verwertet werden. Die zivilrechtlichen Ansprüche einschließlich der 
Anfechtung nach der Konkursordnung hinsichtlich Rechtshandlungen, die 
außerhalb der Systemabwicklung gesetzt werden, bleiben unberührt. 

Sicherheiten 

§ 17. Die Rechte von Systembetreibern oder von Inhabern von Sicherheiten, 
die ihnen im Rahmen eines Systems oder eines interoperablen Systems geleistet 
wurden, sowie die Rechte der Zentralbanken der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens oder der Europäischen Zentralbank an Sicherheiten, die ihnen 
geleistet wurden, werden durch ein Insolvenzverfahren gegen 

 1. den Teilnehmer (des betreffenden Systems oder eines interoperablen 
Systems), 

 2. den Betreiber eines interoperablen Systems, der nicht Teilnehmer des 
Systems ist, 

 3. eine Vertragspartei der Zentralbanken der Vertragsstaaten des EWR-
Abkommens oder der Europäischen Zentralbank, oder 

 4. einen die Sicherheit leistenden Dritten 

nicht berührt. Sicherheiten dieser Art können zur Befriedigung der besicherten 
Forderungen verwertet werden. Hat ein Systembetreiber einem anderen 
Systembetreiber im Rahmen eines interoperablen Systems eine Sicherheit 
geleistet, werden die Rechte des die Sicherheit leistenden Systembetreibers an 
dieser Sicherheit von Insolvenzverfahren gegen den die Sicherheit empfangenden 
Systembetreiber nicht berührt. Die zivilrechtlichen Ansprüche einschließlich der 
Anfechtung nach der Konkursordnung hinsichtlich Rechtshandlungen, die 
außerhalb der Systemabwicklung gesetzt werden, bleiben unberührt. 
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